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VERHANDLUNGSBERICHTE-

Die Reichstagung der deutschen Ärzte des Åffentlichen

Gesundheitsdienstes in Bad Ischl, 30. V.Ç2. VI. 1939

Berichterstatter: Prof. MÉLLERS in Berlin

Die diesjÑhrige Tagung der Wissenschaftlichen Gesellschaft der
deutschen Ärzte des Åffentlichen Gesundheitsdienstes, die gemein-
sam mit der Deutschen Gesellschaft fÖr gerichtliche, soziale
Medizin und Kriminalistik im Kurhaussaal zu Bad Ischl statt-
fand, begann mit einer ErÅffnungsansprache des Gauleiters Ober-
donau, Eigruber, Linz, der BegrÖÜungsansprachen des Reichs-
gesundheitsfÖhrers Conti, Berlin, und des Ministerialdirektors
GÖtt, Berlin, folgten.

Ott, Wien, schildert sodann in eingehenden AusfÖhrungen die
bevÅlkerungspolitische Lage der Ostmark, die die geringste Ge-
burtenziffer gegenÖber allen seinen NachbarlÑndern besitzt. Seit
1932 hat Wien mit 7 Geburten auf 1000 Einwohner die bis dahin
geburtenÑrmste GroÜstadt der Welt, Berlin, Öberboten. Diese
Zitier erreichte 1937 die bisher niedrigste Zahl von 5,36 %,, wÑhrend
die Heiratszifier mit 7%, die hÅchste in Ésterreich blieb. WÑre
Ésterreich unter seiner alten Regierung in alle Zukunft selb-
stÑndig geblieben, so wÑre seine BevÅlkerungszahl bei weiterem
Anhalten dieser ungÖnstigen Entwicklung, abgesehen von der
Zuwanderung, im Jahre 2000 auf fast die HÑlfte gesunken. Im
letzten Vierteljahre 1938, 8 Monate nach der Befreiung der Ost-
mark, beginnt die Geburtenzahl einen Aufstieg zu zeigen, der in
dem ersten Vierteljahr 1939 gewaltig anstieg. 1938 kamen in
Ésterreich auf 93769 Lebendgeborene 94451 Gestorbene.

Die wissenschaftlichen VortrÑge der Tagung standen unter dem
Motto: Das Åffentliche Gesundheitswesen im Dienste der Familie.
Nach den BegrÖÜungsworten des Leiters der Wissenschaftlichen
Gesellschaft, Direktor SchÖtt, Berlin, und nachdem GruppenfÖhrer
Panke die GrÖÜe des ReichsfÖhrers SS. Himmler Öbermittelt hatte,
der dienstlich verhindert war, das angekÖndigte Referat áDie Erb-
und Rassenpflege der SS.à zu halten, sprach Reichsgesundheits-
fÖhrer Conti Öber: Die BekÑmpfung der SÑuglings- und Kinder-
sterblichkeit seit 1933. An der Hand zahlreicher Tabellen und
âbersichten gab Conti einen âberblick Öber den Verlauf der
SAuglingssterblichkeit und die Todesursachen der SterbefÑlle von
den Vorkriegsjahren bis in die neueste Zeit. Die meisten SÑuglinge
sterben an LebensschwÑche, FrÖhgeburt und den Geburtsfolgen,
wÑhrend angeborene MiÜbildungen, angeborene Syphilis und
KrÑmpfe nur von untergeordneter Bedeutung sind. Es wurden
die Unterschiede bei den Hebammen- und Anstaltsentbindungen
in den einzelnen LÑndern, bei den ehelichen und unehelichen
Geburten, bei Knaben und MÑdchen und anderes besprochen. Bei
den Kindern von IÇ5 Jahren nimmt die Diphtherie unter den
Todesursachen die erste Stelle ein, es folgen dann Masern, Keuch-
husten und Scharlach. Im Deutschen Reich bestanden im Jahre
1937 148756 SÑuglings- und KleinkinderfÖrsorgestellen, deren
TrÑger hauptsÑchlich die GesundheitsÑmter und die Gemeinden
sind. Notstandsgebiete sind die Ostmark und das Sudetenland.
Eine Besserung der VerhÑltnisse ist nur langsam zu erreichen.
Conti rechnet mit einem Zeitraum von etwa 10 Jahren.

AnschlieÜend sprach Reichsstatthalter Sauckel, Weimar, der
FÖhrer des EhrenfÖhrerrings des Reichsbundes der Kinderreichen
Öber: Kinderreichtum der Gesunden und TÖchtigen. Als Vater von
9 gesunden Kindern, obwohl selbst als einziges Kind seiner Eltern
geboren, erklÑrte er einen stÑndigen GeburtenÖberschuÜ als Grund-
forderung einer sittlichen Lebensauffassung. Zur Schaffung einer
gesunden deutschen Familie sei die FrÖhehe und ein gerechter
Familienlastenausgleich notwendig; ferner forderte er schÑrfste
BekÑmpfung der Geschlechtskrankheiten mit Meldezwang.
Die Tagung der Deutschen Gesellschaft fÖr gerichtliche, soziale

Medizin und Kriminalistik am 1. VI. 1939 wurde nach BegrÖÜung
durch den Vorsitzenden Prof. Buhtz, Breslau, und den Vertreter
des Reichsjustizministeriums Min.-Dir. Schaefer durch ein ein-
gehendes Referat von Min.-Dir. GÖtt, Berlin, Öber die Neuordnung
des gerichtsÑrztlichen Dienstes in Deutschland eingeleitet. Nach-
dem die GesundheitsÑmter mit dem erforderlichen Personal und
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technischen GerÑt ausgestattet seien, wolle man jetzt an den
weiteren Ausbau des gerichtsÑrztlichen Dienstes herangehen. Bei
den groÜen GesundheitsÑmtern sollen gerichtsÑrztliche Abteilungen
unter Leitung von hauptamtlich tÑtigen, fachlich vorgebildeten
GerichtsÑrzten gebildet werden, um so allen Erfordernissen der
Rechtspflege auf diesem Sondergebiete entsprechen zu kÅnnen.
Die Leiter der UniversitÑtsinstitute fÖr gerichtliche Medizin sollen

weitgehend an dem gerichtsÑrztlichen Dienst der Gesundheits-
Ñmter in den UniversitÑtsstÑdten beteiligt werden. Die Freiheit
der Gerichte in der Auswahl der gerichtlichen SachverstÑndigen
soll nicht eingeschrÑnkt werden, Seit ErlaÜ des Vereinheitlichungs-

facht. Arzt und Verwaltungsfachmann sollen zusammenarbeiten.
Angestrebt wird die EinfÖhrung einer allgemeinen Ñrztlichen
Pflichtleichenschau sowie von Verwaltungssektionen bei unbekann-
ter Todesursache. GÖtt hofft, daÜ die Neuordnung in 2Ç3 Jahren
zum AbschluÜ gebracht werden kÅnne.

Merkel, MÖnchen, behandelte den gerichtsÑrztlichen und krimina-
listischen Nachweis der Abtreibung. Nach einfÖhrender Schilderung
der groÜen kriminellen Bedeutung der Abtreibungen schilderte er
auf Grund seiner reichen Erfahrungen die verschiedenen Methoden,
die hierbei zur Anwendung kommen. Am hÑufigsten erfolge die
Abtreibung durch mechanische Methoden mit ErÅffnung der Ei-
blase durch Sonden, Stricknadeln, Kornzangen und Intrauterin-
kanÖlen. Bei den Feuerbestattungsleichen kÑmen hÑufig kriminelle
Befunde vor. Auch die Bedeutung der Luftembolien, des Gas-
brandes und .des Tetanus bei Abtreibungsversuchen wurde ein-
gehend behandelt. In bis 50 %, der AbtreibungsfÑlle bleibe dauernde
SterilitÑt zurÖck.

Sodann sprach der Leiter der Reichszentrale zur BekÑmpfung
der Abtreibung, Reg.-Rat Meisinger, Berlin, Öber die BekÑmpfung
der Abtreibung als politische Aufgabe. Auf Grund seiner 15jÑhrigen
Praxis bei der politischen Polizei gab Meisinger einen âberblick
Öber den Umfang der Abtreibungen in den letzten Jahren. Von
den rund 700000 Fehlgeburten kÅnne man bei 90%, die Ab-
treibung als Ursache ansehen. In 30 %, der Abtreibungen trete an-
schlieÜend eine SterilitÑt der Frau ein. Vielfach hÑtten Ärzte in
Schutzhaft genommen werden mÖssen, die unter dem Deckmantel
anderer Eingriffe die gesetzlich vorgeschriebene Anzeige unter-
lassen hatten. Hunderte von Ärzten, Hebammen und Masseuren
wÖrden jÑhrlich wegen Abtreibungen verurteilt; in einem ein-
zigen Sanatorium seien in einem Jahre 3000 Abtreibungen vor-
genommen. Als Hauptursache der Abtreibung sei die Furcht vor
einem unehelichen Kinde anzusehen. Meisinger verlangt nicht nur
ein Verbot des Verkaufs von Instrumenten, die zur Vornahme der
Abtreibung geeignet seien, sondern auch die Entfernung von
Mutterspiegeln und Kathetern aus den Schaufenstern der ein-
schlÑgigen GeschÑfte. Ärzte dÖrften bei Verurteilung wegen Ab-
treibungen nicht nachtrÑglich begnadigt werden. Meisinger hÑlt
schwere Strafen bis zur Todesstrafe fÖr angezeigt. Die Sach-
verstÑndigen wÑren verpflichtet, den Laienrichtern eingehende
Auskunft Öber die schweren Folgen der Abtreibungsverbrechen
fÖr den GeburtenrÖckgang des deutschen Volkes zu geben.

Weiter sprach Meixner, Innsbruck, Öber die kriminalistischen
Gesichtspunkte bei der Leichenschau und LeichenÅffnung, wÑhrend
FÅrster, Marburg, die gerichtsÑrztlich-kriminalistischen Gesichts-
punkte bei der Untersuchung von KindestÅtung erlÑuterte.

In der Mitgliederversammlung der Wissenschaftlichen Gesell-
schaft am 2. VI. wurde beschlossen, die nÑchstjÑhrige Tagung
voraussichtlich in Marienbad oder Karlsbad abzuhalten.
Am letzten Verhandlungstage sprach Zimdars, Berlin, Öber:

FamilienfÖrsorge als Aufgabe des Gesundheitsamtes. Seit der
Machtergreifung ist die FÖrsorge von der Wohlfahrtspflege auf
eine erbpflegerische Gesundheitsvorsorge verlagert. Bei der erb-
pflegerischen FamilienfÖrsorge hat die FÖrsorgerin nicht nur die
Aufgaben der GesundheitsfÖrsorge, sondern auch der Jugend-
fÖrsorge und Wirtschaftshilfe zu besorgen. Die Aufgabe der
FamilienfÖrsorgerin kann nur im Rahmen des Gesundheitsamtes
voll zur Auswirkung gelangen, wÑhrend die zentrale Arbeit der
Wirtschafts- und Jugendhilfe beim BezirksfÖrsorgeamt verbleibt.
Bedenklich ist der bestehende Mangel an FÖrsorgerinnen; not-
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